
Das 

Lieferkettensorgfalts-

pflichtengesetz (LkSG)

Regelungsinhalte und

Rolle von Gewerkschaften und 

Interessenvertretungen



Anwendungsbereich

- Unternehmen mit einem Sitz, einer Haupt- oder einer 
Zweigniederlassung in Deutschland 

- Auch öffentliche Unternehmen, soweit am Markt tätig

- Mindestens 3.000 (ab 1.1.2024 1.000) Beschäftigte in 
Deutschland (in verbundenen Unternehmen zählen die 
Arbeitnehmer*innen sämtlicher konzernangehöriger 
Gesellschaften bei der Konzernmutter mit)

- Lieferkette beginnt mit der Gewinnung der Rohstoffe und 
endet mit der Lieferung des Produktes an den Endkunden, 
erfasst sind alle Produkte und Dienstleistungen eines 
Unternehmens und alle Schritte im In- und Ausland, die zu deren 
Herstellung bzw. Erbringung erforderlich sind
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Bezug auf 11 Menschenrechtsübereinkommen 
und 3 Umweltabkommen (§2). Enthalten sind 
u.a.:

– Verbot von Kinderarbeit, Zwangsarbeit und 
Sklaverei

– Koalitionsfreiheit und Recht auf 
Kollektivverhandlungen

– Recht auf angemessenen Lohn

– Arbeits- und Gesundheitsschutz

– Verbot der Diskriminierung von Beschäftigten
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Gesamte Lieferkette erfasst – aber „abgestufte“ 
Sorgfaltspflichten:

1. Eigener Geschäftsbereich (inkl. verbundene 
Unternehmen im In- und Ausland, auf die bestimmender 
Einfluss ausgeübt wird) und unmittelbare Zulieferer 
(Vertragspartner)

2. Mittelbare Zulieferer („tiefere Lieferkette“): 
Aktivwerden bei „substantiierter Kenntnis“ von MR-
Verletzungen 
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Sorgfaltspflichten der Unternehmen

- Risikoanalyse

- Grundsatzerklärung + Verankerung MR-Strategie

- Präventionsmaßnahmen

- Abhilfemaßnahmen

- Beschwerdeverfahren

- Berichtspflicht
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Behördliche Kontrolle und Sanktionierung

• Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) ist zuständig für Überwachung und Durchsetzung 
des LkSG

• Weitgehende Kontrollbefugnisse

• Zwangs- und Bußgelder bis zu 8 Mio. Euro bzw. 2% des 
weltweiten Jahresumsatzes

• Ausschluss von öffentlichen Aufträgen
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Beschwerde beim BAFA („Antrag auf Tätigwerden“, §14)



• Intention des LkSG: 

– präventive Wirkung

– langfristige Zusammenarbeit von Unternehmen mit Zulieferern 

zur Verbesserung der Lage in Lieferketten

•  Abbruch der Geschäftsbeziehungen nur ultima ratio!

– Wird auch vom BAFA in der Überwachung des LkSG betont

Potential, Arbeitsbedingungen in Lieferketten nachhaltig 
zu verbessern

 Aber: dafür müssen wir es nutzen und aktiv damit 
arbeiten!
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Bedeutung des LkSG für Arbeitnehmer*innen entlang von 
Lieferketten



Zur Bedeutung von Stakeholdern im Gesetzestext

• Zur Entfaltung der präventiven Wirkung des LkSG sollen 
Stakeholder angemessen ins Risikomanagement 
eingebunden werden

– Gewerkschaften werden explizit nur in der 
Gesetzesbegründung genannt

• Aber: Ausgestaltung der Einbeziehung bleibt vage

 Interessenvertretungen und Gewerkschaften sollten das 
Thema aktiv aufgreifen und zur effektiven Umsetzung des 
LkSG beitragen!
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ROLLE VON INTERESSENVERTRETUNGEN UND 
GEWERKSCHAFTEN



1. Betriebsräte

1.1 „echte“ Mitbestimmungsrechte

• Mitbestimmung bei Einführung Beschwerdemechanismus

• Mitbestimmung bei Einführung digitaler Technologien für 
Risikomanagement/Beschwerdemechanismus

• Mitbestimmung bei Schulungen der Beschäftigten

• Einführung interner Verhaltenskodizes (Umsetzung MR-
Strategie, Grundsatzerklärung)

• ggf. bei Einsatz von Personalfragebögen in Risikoanalyse
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1. Betriebsräte
1.2 weitere Informationsrechte und Einflussmöglichkeiten

• Wirtschaftsausschuss: § 106 BetrVG Abs. 3 Nr. 5b: „Fragen der 
unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten gemäß LkSG“ 

 Auskünfte über Umgang mit Lieferkette aktiv einfordern!

• Weiterleitung Informationen über MR-Verletzungen (
„substantiierte Kenntnis“ bei mittelbaren Zulieferern)

• Betriebsvereinbarungen

• Paritätisch besetztes Gremium zur Umsetzung der Sorgfaltspflichten 

vorschlagen: „Due Diligence Komitee“
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2. Aufsichtsräte

• Aufsichtsrat hat die Arbeit der Geschäftsführung und somit 
die Umsetzung des LkSG im Unternehmen sowie das 
Risikomanagement zu überwachen

• Mitwirkung an Unternehmensstrategie zum Thema 

• Einfluss auf die Ausgestaltung der Risikoanalyse nehmen 
– v.a. im Hinblick auf Arbeitnehmer*innenrechte (AR ist über 
die Ergebnisse der Risikoanalyse zu informieren)

• Einfluss nehmen auf Verhaltensvorschriften

• auf Transparenz der LK drängen

• Enge Abstimmung mit Wirtschaftsausschuss
J. Jungehülsing - ver.di Bundesverwaltung

12

ROLLE VON INTERESSENVERTRETUNGEN UND 
GEWERKSCHAFTEN



Gewerkschaften

• Informationsaustausch und Zusammenarbeit mit 
Partnergewerkschaften entlang von Lieferketten

• Zusammenarbeit mit Globalen 
Gewerkschaftsdachverbänden

• Globale Rahmenabkommen
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Vielen Dank für die 

Aufmerksamkeit
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• FAQs des BMAS: www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-
Menschenrechte/Gesetz-ueber-die-unternehmerischen-
Sorgfaltspflichten-in-Lieferketten/FAQ/faq.html

• BAFA Handreichung zur Risikoanalyse: 
www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/handreich
ung_risikoanalyse.html

• BAFA Fragenkatalog zur Berichterstattung: 
fragenkatalog_berichterstattung.pdf (bafa.de)

• BAFA Handreichung zum Beschwerdemechanismus: BAFA -
Homepage - Handreichung Beschwerdeverfahren nach dem 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz

• BAFA Handreichung zur Angemessenheit: BAFA - Homepage -
Handreichung Angemessenheit

• ver.di Mitbestimmungs-Website zum LkSG: Überblick zum 
Lieferkettengesetz – ver.di (verdi.de)
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Weitere Infos und weiterführende Links

http://www.csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenrechte/Gesetz-ueber-die-unternehmerischen-Sorgfaltspflichten-in-Lieferketten/FAQ/faq.html
http://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/handreichung_risikoanalyse.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/fragenkatalog_berichterstattung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/handreichung_beschwerdeverfahren.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/handreichung_angemessenheit.html
https://www.verdi.de/themen/mitbestimmung/++co++d133c4cc-a124-11ed-8cbc-001a4a160129

